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Der Streit um Sparmassnahmen bei der Bildung eskaliert und artet zum Verteilkampf aus 

Von Thomas Dähler 

Liestal. Die einen prangern das 
Kaputtsparen der Bildung an, die 
andern rufen nach Massnahmen gegen 
die ausufernden Bildungskosten: Die 
politische Debatte und der Verteilkampf 
um die öffentlichen Finanzen für die 
Bildung eskalieren. Mehr Gymnasias­
ten, mehr Berufsmaturanden, mehr 
Studierende: Tatsache ist, dass der 
staatliche Aufwand für die Bildung 
jedes Jahr steigt. Seit 2003 weist die 
publizierte Statistik für den Kanton und 
die Gemeinden ständig höhere Kosten 
aus. 2011 wurde die Milliardengrenze 
überschritten. Ob mit den wachsenden 
Kosten durchwegs auch die Ausbil­
dungsqualität der Jugendlichen steigt, 
ist jedoch nicht belegt. 

Sicher ist im Baselbiet nur eines: Der 
Kanton kann sich wachsende Bildungs­
ausgaben nicht unbeschränkt leisten. 
Deshalb hat Finanzdirektor Anton Lau­
ber auch dem Bildungsaufwand als 
einem von drei Kostentreibern den 
Kampf angesagt. 

Kaputtsparen verhindern 
Begreiflicherweise wehren sich die 

betroffenen Jugendlichen und die 
Angestellten im Bildungsbereich gegen 
die angesagten Sparmassnahmen. Doch 
angesagt sind nicht nur Auseinander­
setzungen um den möglichst effizienten 
Umgang mit dem Bildungsfranken. 
Längst hat eine Grundsatzdiskussion 
eingesetzt. «Wir wollen das Kaputtspa­
ren bei der Bildung verhindern», sagt 
der Lehrerinnen- und Lehrerverband 
Baselland. «Wir wollen bei der Bildung 
gar nicht sparen», sagt das Komitee «Bil­
dung wahren statt sparen», das sich aus 
den Jungsozialisten (Juso) nahestehen­
den Jugendlichen zusammensetzt. Nils 
Jocher, der lauteste Sprecher des Komi­
tees, agiert im eigenen Interesse: «Man 
muss zuerst auf sich selber schauen und 
sagen: Wir wollen die beste Bildung für 
alle Baselbieter.» Auch die teuerste? 

Das Klagen um Sparmassnahmen 
im Bildungsbereich ist im Baselbiet ein 
Jammern auf hohem Niveau. Um die 
Auslegung der Statistik kann zwar 

Hohe Maturitätsquote. Möglichst viele Maturanden führen nicht automatisch zu 
möglichst vielen Hochschulabschlüssen. Foto Florian Bärtschlger 

gestritten werden. Doch der Trend ist 
klar: Die Schulbildung gewinnt zulas­
ten der rein beruflichen Ausbildung in 
der Privatwirtschaft. Selbst wenn sich 
die Gymnasien und die Fachmittelschu­
len darum bemühen, die Kosten niedrig 
zu halten: Höhere Maturandenquoten 

führen in jedem Fall zu mehr Studieren­
den an den Hochschulen. 

Von 2010 bis 2015 stieg die Quote 
der gymnasialen Maturität im Baselbiet 
von 19,6 auf 23,1 Prozent. Wenn der 
Liestaler Rektor Thomas Rätz in der 
BaZ einwendet, Jahresvergleiche seien 

wegen den Schwankungen nicht zuläs­
sig, sei ihm entgegengehalten, dass 
auch die Fünfjahresmittel nach oben 
zeigen. 2015 belief sich das Mittel der 
fünf letzten Jahre im Baselbiet auf 22,0 
Prozent, 2010 noch auf 19,9 Prozent. 
Das liegt über dem nationalen Mittel­
wert. Landesweit stieg die gymnasiale 
Maturitätsquote im Fünfjahresmittel 
von 19,4ProzentimJahr 2010 auf 19,9 
Prozent im letzten Jahr. Höhere Quoten 
weisen nur Basel-Stadt, das Tessin und 
die Romandie aus. Der Kanton Zürich 
etwa liegt um über drei Prozent zurück. 

Noch drastischer ist der Anstieg der 
Maturitätsquote, wenn die berufliche 
Maturität mitberücksichtigt wird. Diese 
belief sich im letzten Jahr auf 46,3 Pro­
zent (Fünfjahresmittel: 41,9). 2010 lag 
die Quote noch bei 33,0 (Fünfjahres­
mittel: 31,7). Auch diese Quote liegt 
weit über dem schweizerischen Mittel, 
das 2015 bei 37,5 Prozent lag. 

Uni-Abschluss ist nicht garantiert 
Immerhin kann der Kanton Basel­

land für sich in Anspruch nehmen, dass 
auch die Hochschulabschlussquote ent­
sprechend gut ist. Sie belief sich 2014 
auf 29,4 Prozent. Das Schweizer Mittel 
liegt bei 28,2 Prozent. Dass diese Quote 
nicht beliebig gesteigert werden kann, 
beweist der Kanton Basel-Stadt: Trotz 
einer hohen Maturitätsquote von 
zuletzt 48,4 Prozent liegt die Hoch­
schulabschlussquote im Stadtkanton 
nur bei tiefen 22,4 Prozent. Offensicht­
lich führt eine besonders grosse Zahl 
Maturanden nicht automatisch zu 
erfolgreichen Studienabgängern. 

Die Debatte um die Sparmassnah­
men ist inzwischen zu einem Verteil­
kampf geworden. Der Lehrerinnen- und 
Lehrerverband hat bereits eine Volksini­
tiative beschlossen, wonach auf derjeni­
gen Bildungsstufe gespart werden 
muss, wo die «Kostensteigerungen wäh­
rend der jeweils fünf letzten Jahre» ent­
standen sind. Der Liestaler Rektor Rätz 
sagt, die Volksschule und die Tertiär­
stufe seien die Kostentreiber. Anders als 
der Lehrerverband warnt Rätz aber vor 
einem isolierten Blick auf die einzelnen 
Bildungsangebote. ~ 

Barbe fühlt sich auf Fischtreppe am wohlsten 
(/ 

Beim drei Jahre alten Wasserkraftwerk Rheinfelden zählt jede Flosse 

Von Christian Fink 

Rheinfelden. «Die ersten Auswertun­
gen der Monate April und Mai zeigen, 
dass sich die sehr guten Ergebnisse von 
2013 fortsetzen», freut sich Jochen 
Ulrich, Leiter Ökologie bei der Energie­
dienst Holding AG. Gegenüber der letz­
ten Zählung der Fische beim Wasser­
werk Rheinfelden vor drei Jahren, 
unmittelbar nach Fertigstellung des 
Wasserkraftwerks, wurden vergleich­
bare Zahlen gemessen. 

Trotz kühler Wassertemperaturen 
wurden in den vergangenen Monaten 
bereits 2000 Fische gezählt, welche die 
Fischtreppe passierten. Dabei wurden 
insgesamt 26 Arten registriert: vor 
allem viele Weissfische wie Barben, 
Döbel und Rotfedern. Aber auch Bach­
forellen, Schleien oder Barsche wurden 
gesichtet. 

Am häufigsten wurde die Barbe 
gezählt, insgesamt deren 644, gefolgt 
vom Schneider (197) und dem Döbel 
(185). Bachforellen waren es hingegen 
gerade mal deren 14, welche die Fisch­
treppe hochwanderten. Äschen, schwer 
bedroht, wurden gerade noch deren 
sechs gezählt. Und lediglich je ein 
Exemplar der Schleie, eines Sonnenbar­
sches, eines Steinbeissers sowie ein 
Kaulbarsch wurden ausgemacht. 

In Rheinfelden ermöglichen zwei 
Fischtreppen und das Umgehungs­
gewässer Flussbewohnern, den Quer­
bau zu passieren. So können Fische 
und andere Wasserlebewesen zu Laich­
gebieten, Futter- und Ruheplätzen 
oder Winterquartieren flussaufwätts 
wandern. 

Ein Ortstermin beim Wasserkraft­
werk am Rhein diente dazu, der Öffent­
lichkeit die Zählweise aufzuzeigen. Die 
grossen Brocken blieben dabei aus: Auf 
Schweizer Seite wurden im Zählbecken 

gerade mal ein 33 Zentimeter langer 
Döbel sowie zwei kleinere Barben 
gesichtet. Ganz anders auf der deut­
schen Seite: Nebst einer Vielzahl kleiner 
Lauben fanden sich in dem viel grösse­
ren Zählbecken zwei prächtige Forel­
len, 65 und 45 Zentimeter lang. 

Das ist angesichts der wenigen 
gezählten Forellen ein echtes Highlight. 
Beides seien «kräftige, gesunde Tiere», 
so der begeisterte Rolf Bürgi, Präsident 
des Fischereivereins Bezirk Rheinfel­
den. «Die grössere der beiden Forellen 
bringt mindestens 3,5 Kilogramm auf 
die Waage.» 

Warten auf den Lachs 
Gezählt werden die aufsteigenden 

Fische von Mitgliedern der Rheinfelder 
Fischervereine, täglich nach Art, 
Anzahl, Grösse und Besonderheiten. 
Die Energiedienst Holding AG hat den 
Fischerverein Karsau, den Angelsport­
verein Rheinfelden, Deutschland, sowie 
den Fischerverein Bezirk Rheinfelden, 
Schweiz, mit der Zählung beauftragt. 
Gezählt wird bei beiden Fischpässen am 
Schweizer und deutschen Ufer; die Zah­
len entsprechen den Resultaten auf 
beiden Seiten des Rheins. 

Das Schweizer Bundesamt für 
Umwelt koordiniert die Fischzählung, 
die seit 1985 alle zehn Jahre stattfindet. 
Es wertet die gesammelten Daten aus 
und veröffentlicht einen Abschluss­
bericht. Die Ergebnisse liefern wichtige 
Erkenntnisse, wie sich der Fischbestand 
entwickelt, welche Aufstiegshilfen am 
besten funktionieren und wie sie ver­
bessert werden können. 

Bis 2020, 20 Jahre später als 
ursprünglich geplant, sollen laut Bürgi 
alle Kraftwerke mit Fischpässen aus­
gestattet sein. Dann werden, so die Pro­
gnose, auch wieder regelmässig Lachse 
den Rhein hochsteigen. 
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Forellen gesichtet. Rolf Bürgi (links) vom Fischerverein Rheinfelden mit seinen 
badischen Kollegen Dirk Biermann (Mitte) und Michael Strittmatter. FotoJerömeDeplerre 

Heimkosten 
sollen sinken 
Regierungsrat schafft Anreiz 
für günstigere Altersheime 

Von Joel Hoffmann 

Liestal. Die Baselbieter Regierung will, 
dass die Alters-und Pflegeheime günsti­
ger werden. Gelingen soll dies mit einer 
Teilrevision des Gesetzes über die 
Ergänzungsleistungen. Der Handlungs­
bedarf ist da: Baselland hat schweizweit 
die höchsten Pflegeheimtarife gleich 
hinter Genf. Im Vergleich zu den Nach­
barkantonen sind die Preise für einen 
Tag im Pflegeheim zehn bis 15 Prozent 
höher. Auch innerhalb des Kantons 
bestehen immense Unterschiede. Die 
Hotellerietaxe variiert von 116 Franken 
pro Tag im günstigsten Heim bis zu 
170 Franken pro Tag im teuersten. Sol­
che grossen Differenzen gibt es auch bei 
den Betreuungskosten. 

Bei der Gesetzesrevision geht es nun 
nicht um die Pflegekosten, die von 
Gemeinden, Krankenkassen und 
Bewohnern bezahlt werden, sondern 
um die Wohn- und Betreuungskosten. 
Diese sind nicht primär vom Gesund­
heitszustand des Pensionärs abhängig, 
sondern etwa vom Grad des Wohnkom­
forts. Die Gemeinden bezahlen den 
Bewohnern über Ergänzungsleistungen 
den Teil dieser Kosten, der über dem 
Vermögensverzehr liegt. 

Gemeinden in der Pflicht 
Der Kanton, der diese Revision 

zusammen mit den Gemeinden erarbei­
tet hat, sieht zwei Neuerungen vor: So 
muss der Kanton künftig eine Ober­
grenze für die Ergänzungsleistungen 
festlegen. Bisher musste er das nicht. 
Wenn mit der Ergänzungsleistung aller­
dings die Heimkosten nicht gedeckt 
sind, muss wiederum die Gemeinde 
diese Lücke über Zusatzbeiträge be­
zahlen. Der Kanton glaubt, dass damit 
die Gemeinden einen Anreiz haben, 
ihre Altersheime dazu zu bewegen, ihre 
Kosten zu senken. Zudem können die 
Gemeinden künftig die Wahlfreiheit 
der Pensionäre einschränken und 
Leistungsvereinbarungen mit Heimen 
abschliessen. Wer dann in ein teures 

, Heim gehen will, müsste die Finanzie­
,; rungslücke selber bezahlen. Die Zusatz­

beiträge könnten also das Mittel sein, 
das mittel- bis längerfristig Einsparun­
gen bringen könnte. 

Während die erste Änderung also 
einen Anreiz zum Kostensparen schafft, 
betrifft die zweite Änderung die Finan­
zierung der Ergänzungsleistungen. Erst 
seit 2016 ist eine neue Regelung in 
Kraft, die jetzt bereits wieder modi­
fiziert wird. Seit diesem Jahr teilen 
sich Kanton und Gemeinden nicht mehr 
die Ergänzungsleistungen nach einem 
Verteilschlüssel, sondern: Der Kanton 
übernimmt die Leistungen für den Inva­
lidenbereich und die Gemeinden die 
des Altersbereichs. Da die Leistungen 
für Alte viel grösser sind, bezahlt der 
Kanton zirka 14 Millionen Franken an 
die Gemeinden, verteilt nach deren 
Einwohnerzahl. Weil dadurch jedoch 
Gemeinden mit vielen älteren Einwoh­
nern benachteiligt sind, würden nun 
diese Millionen anhand der Anzahl 
Hochbetagter verteilt. 

1,9 Millionen 
für AggloBasel 
Kanton beteiligt sich an Kosten 
für trinationale Projekte 

Liestal. Der Regierungsrat hat dem 
Landrat die Kosten für die Mitgliedsbei­
träge an den Verein AggloBasel für die 
Jahre 2016 bis 2019 in der Höhe von 
maximal rund 1,9 Millionen Franken 
beantragt. Das wären 480 000 Franken 
pro Jahr. 

Die Agglomerationsprogramme sind 
ein Instrument des Bundes, um Sied­
lungs- und Verkehrsprojekte zu unter­
stützen. Der Bund legt jeweils den Bei­
tragssatz fest, mit dem er sich prozen­
tual an den Investitionssummen betei­
ligt. AggloBasel ist der trinationale 
Träger der Projekte. 40 Prozent der 
zugehörigen Gemeinden befinden sich 
im Ausland. Daher können grenzüber­
schreitende Projekte zur Mitfinanzie­
rung beim Bund angemeldet werden. 
Beispiel ist die Verlängerung der Tram-
linie 3 von Basel nach Saint-Louis. sr 


